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1. Was ist eigentlich mit Lernenden 
Verfahren gemeint?

2. Was für einen Sinn hat dieses 
Konzept?

3. Wie sieht die konkrete Umsetzung 
aus?



Lernende Verfahren

Das Konzept







2012



Deutscher Bundestag
 Drucksache  17/9156

 17. Wahlperiode

 27. 03. 2012

 Antrag
 der Abgeordneten Sören Bartol, Florian Pronold, Hans-Joachim Hacker,

 Kirsten  Lühmann,  Uwe  Beckmeyer,  Martin  Burkert,  Martin  Dörmann,  Garrelt  Duin,

 Petra Ernstberger, Iris Gleicke, Ulrike Gottschalk, Michael Groß, Michael

 Hartmann (Wackernheim), Hubertus Heil (Peine), Rolf Hempelmann, Gustav

 Herzog, Ulrich Kelber, Ute Kumpf, Dr.  Matthias Miersch, Thomas Oppermann,

 Andrea Wicklein, Dr.  Frank-Walter Steinmeier und der Fraktion der SPD

 Für einen neuen Infrastrukturkonsens: Gemeinsam Zukunft planen –

 Infrastruktur bürgerfreundlich voranbringen

 Der Bundestag wolle beschließen:

 I.  Der Deutsche Bundestag stellt fest:

 Deutschland  braucht  eine  leistungsfähige  Infrastruktur,  um  auch  künftig  als

 moderner  Industrie-  und  Dienstleistungsstandort  wirtschaftlich  erfolgreich  zu

 sein  und  eine  hohe  Lebensqualität  zu  sichern.  Es  muss  deshalb  in  Modernisie-

 rung  und  Ausbau  der  Energie-  und  Kommunikationsnetze  und  der  Verkehrs-

 wege  investiert  werden.  Neue  Vorhaben  brauchen  aber  die  Akzeptanz  der  Bür-

 gerinnen  und  Bürger,  sie  müssen  umwelt-  und  sozialverträglich  sein,  und  sie

 dürfen nicht über die Köpfe der Betroffenen hinweg durchgesetzt werden.

 Dazu  ist  ein  neuer  gesellschaftlicher  Konsens  für  eine  moderne  Infrastruktur

 notwendig.  Ein  solcher  Konsens  wird  nur  erreicht,  wenn  die  Bürgerinnen  und

 Bürger  in  die  Planung  von  Infrastrukturvorhaben  von  Anfang  an  einbezogen

 sind.  Am  Ende  wird  zwar  auch  weiterhin  die  zuständige  Behörde  eine  rechts-

 verbindliche  Planungsentscheidung  treffen  müssen.  Aber  es  müssen  alle  Bürge-

 rinnen  und  Bürger,  die  dies  wünschen,  an  diesem  Entscheidungsprozess  mit-

 wirken  können,  und  zwar  nicht  als  Pro-forma-Beteiligung,  sondern  indem  echte

 Mitwirkungsmöglichkeiten  geschaffen  werden.  Entscheidungen,  die  unter  brei-

 ter  Beteiligung  der  Bevölkerung  gefunden  worden  sind,  müssen  am  Ende  auch

 von allen mitgetragen werden.

 Bürgerbeteiligung  steht  nicht  im  Gegensatz  zu,  sondern  ist  Bestandteil  einer

 modernen  Wirtschafts-  und  Infrastrukturpolitik.  Sie  bietet  nicht  nur  den  Kriti-

 kern,  sondern  auch  den  Befürwortern  die  Chance,  für  ein  Infrastrukturprojekt

 und  seine  Vorteile  zu  werben.  Gleichzeitig  erhalten  Planungsträger  die  Mög-

 lichkeit,  ihre  Pläne  offensiv  zu  vertreten  und  frühzeitig  Akzeptanz  und  Pla-

 nungssicherheit zu erreichen.

 Mehr  Bürgerbeteiligung  steht  auch  nicht  im  Widerspruch  zum  wirtschaftlichen

 Interesse  nach  kurzen  Planungs-  und  Bauzeiten;  im  Gegenteil:  Nur  eine  breite

 Akzeptanz  der  Bauvorhaben  sichert  deren  rasche  Umsetzung.  Deshalb  gehören

 Planungsbeschleunigung  und  Bürgerbeteiligung  zusammen.  Eine  verbesserte

 Beteiligung  der  Bürger  kann  dazu  beitragen,  die  Dauer  von  Planungsverfahren

 insgesamt  zu  verkürzen.  Und  umgekehrt  tragen  kurze  Planungszeiten  zu  mehr



„Es müssen alle Bürgerinnen und Bürger, die 
dies wünschen, an diesem Entscheidungs-
prozess mitwirken können, und zwar nicht als 
Pro-forma-Beteiligung, sondern indem echte 
Mitwirkungsmöglichkeiten geschaffen 
werden.“



„Bürgerbeteiligung darf nicht zum Mittel 
degradiert werden, um nachträglich Akzeptanz 
zu schaffen für vorher unter Ausschluss der 
Öffentlichkeit gefasste Beschlüsse.“



„Welche Formen der Bürgerbeteiligung konkret 
gewählt und wie sie ausgestaltet werden, sollte 
hingegen vor Ort entschieden werden – in 
einem „lernenden Verfahren“, in dem 
Verwaltungen zusammen mit den Bürgerinnen 
und Bürgern Elemente ausprobieren und 
weiterentwickeln.“



2 Jahre später …



Deutscher Bundestag
Drucksache 18/106818. Wahlperiode

07.04.2014

Antrag
der Fraktionen CDU/CSU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Bildung der „Kommission Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe“ –Verantwortung für nachfolgende Generationen übernehmen

Der Bundestag wolle beschließen:

Der Deutsche Bundestag stellt fest:

Mit der Verabschiedung des Standortauswahlgesetzes (StandAG) in der 17. Le-gislaturperiode des Deutschen Bundestages ist nach vielen Jahrzehnten der Kont-roverse eine Chance gegeben, einen belastbaren nationalen Lösungsansatz füreine der großen Menschheitsfragen zu entwickeln: die möglichst sichere Lage-rung radioaktiver Abfälle. Dazu bedarf es eines fairen Verfahrens, das bei allenBeteiligten eine dauerhafte Vertrauensbasis schafft. Das Ziel ist ein gesellschaft-licher Konsens, dazu wird die Kommission auch die Aufgabe haben, einen brei-ten gesellschaftlichen Diskurs zu organisieren.
Ein wichtiger Schritt war der mit großer Mehrheit des Deutschen Bundestagesgefasste Beschluss in der vergangenen Wahlperiode, die Laufzeiten der Kern-kraftwerke in Deutschland bis spätestens Ende 2022 zu beenden. Der DeutscheBundestag bekennt sich zum unumkehrbaren Atomausstieg. Mit dem StandAGwurde als weiterer Schritt von den Fraktionen CDU/CSU, SPD, FDP undBÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ein Vorschlag entwickelt, der die Grundlage fürdie Suche nach einer Lösung für die Lagerung von insbesondere hoch radioakti-ven Abfällen bilden soll. Oberstes Ziel ist es, die Risiken der Lagerung dieserAbfälle soweit als möglich zu verringern.
Mit dem StandAG bekennen sich Bundestag und Bundesrat zu der Verantwor-tung gegenüber nachfolgenden Generationen. Der Deutsche Bundestag bekräftigtdeshalb, dass es zu einer nationalen Endlagerung für die im Inland verursachten,insbesondere hoch radioaktiven Abfälle kommen muss. Der Deutsche Bundestagmuss sich heute der Frage nach einer sicheren Lagerung stellen und darf nicht aufunbestimmte Zeit oder auf den Export des Abfalls in andere Länder verweisen.Der Deutsche Bundestag ist sich darüber hinaus auch seiner Verantwortung fürdie Zwischenlagerung radioaktiver Abfälle und deren Transport bewusst. DieEntwicklung von belastbaren Lösungen ist eine Aufgabe, der sich der DeutscheBundestag weiterhin stellen muss.
Gleichzeitig hat der Gesetzgeber anerkannt, dass die Suche nach einem Standortfür ein Endlager für insbesondere hoch radioaktive Abfälle nur funktionierenkann, wenn bereits während des Suchprozesses und bei der Kriterienfindung fürden Suchprozess ein breiter gesellschaftlicher Konsens angestrebt wird. Deshalb



„Deshalb geht der Gesetzgeber den Weg eines 
lernenden Verfahrens, das an gewonnen 
Erkenntnisse angepasst werden kann.“



3 Jahre später …



Der Bericht





Lernendes Verfahren Selbsthinterfragendes 
System

(Kap. 6.2, 14 Seiten)



„Die Ziele einer solchen Struktur sind:

• Fehlentwicklungen verhindern

• nicht erwartete Entwicklungen frühestmöglich erkennen

• die offene Kommunikation darüber und Prozesse zum 
Umgang mit diesen Entwicklungen anstoßen

• Anzeichen von institutioneller oder personeller 
Betriebsblindheit frühzeitig erkennen und im Keim 
ersticken“

S. 277



„Die Kommission ist der Auffassung, dass die 
Gestaltung des Gesamtprozesses als 
selbsthinterfragendes System eine zentrale 
Anforderung an die Prozessqualität darstellt, 
die von Beginn an gerade im Standortauswahl-
prozess bewusst umzusetzen und stetig zu 
verfolgen ist. “

S. 280



1 Jahr später …



Das Gesetz



Deutscher Bundestag
Drucksache 18/11398

18. Wahlperiode
07.03.2017

Gesetzentwurf
der Fraktionen CDU/CSU, SPD

und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Entwurf eines Gesetzes zur Fo
rtentwicklung des Gesetzes zu

r Suche und

Auswahl eines Standortes für
ein Endlager für Wärme entwic

kelnde

radioaktive Abfälle und andere
r Gesetze

A. Problem

Das Gesetz zur Suche und Auswa
hl eines Standortes für ein Endlag

er für Wärme

entwickelnde radioaktive Abfälle
(Standortauswahlgesetz – StandA

G) regelt das

Verfahren für die Suche nach eine
m Standort in Deutschland für die

Endlagerung

insbesondere hochradioaktiver Ab
fälle, der die bestmögliche Sicherh

eit für einen

Zeitraum von einer Million Jahren
gewährleistet.

Vor Einleitung des Standortauswa
hlverfahrens wurde die „Kommiss

ion Lagerung

hoch radioaktiver Abfallstoffe“ (E
ndlagerkommission) beim Deutsc

hen Bundes-

tag zwecks Erörterung und Klärun
g von Grundsatzfragen für die En

tsorgung ins-

besondere hochradioaktiver Abfä
lle, insbesondere auch zu Aussch

lusskriterien,

Mindestanforderungen und Abwä
gungskriterien für die Standortau

swahl sowie

zu den Anforderungen an das Ve
rfahren des Auswahlprozesses un

d die Prüfung

von Alternativen, eingesetzt.

Die Kommission beschloss nach
knapp zweijähriger Arbeit ihren

Abschlussbe-

richt zum Standortauswahlverfahr
en am 27. Juni 2016 und übergab

ihn am 5. Juli

2016 an den Bundestagspräsident
en und die Bundesministerin für

Umwelt, Na-

turschutz, Bau und Reaktorsicherh
eit.

Der Kommissionsbericht enthält
insbesondere Empfehlungen zu e

inem umfas-

senden Beteiligungsverfahren, zum
Ablauf des Standortauswahlverfah

rens sowie

zu einem erweiterten Rechtsschut
z im Auswahlverfahren.

Nach dem gesetzlichen Auftrag a
us § 4 Absatz 4 Satz 2 StandAG i

st das Stand-

ortauswahlgesetz auf der Grundla
ge der Ergebnisse der Kommissio

n durch den

Deutschen Bundestag zu evaluie
ren. Die Ausschlusskriterien, Mi

ndestanforde-

rungen, Abwägungskriterien und
weiteren Entscheidungsgrundlage

n sind vom

Deutschen Bundestag nach § 4 Ab
satz 5 der bisher geltenden Fassun

g des Stand-

ortauswahlgesetzes als Gesetz zu
beschließen.

B. Lösung

Das Gesetz dient der Umsetzung
der Empfehlungen der Kommissi

on Lagerung

hoch radioaktiver Abfallstoffe sow
ohl im Hinblick auf die rechtliche

Evaluierung

als auch die Festlegung der empf
ohlenen Endscheidungsgrundlage

n. Es umfasst



„Mit dem Standortauswahlverfahren soll in 
einem partizipativen, wissenschaftsbasierten, 
transparenten, selbsthinterfragenden und 
lernenden Verfahren für die im Inland 
verursachten hochradioaktiven Abfälle ein 
Standort … ermittelt werden. “

§1 Satz (2)



?

Lernend

Selbsthinter-
fragend

Verfahren

System



Projekt Beteiligung

Beteiligung 
im Projekt

Projekt mit 
Beteiligung



Beteiligung Projekt mit 
Beteiligung

Lernende Verfahren Selbsthinterfragende Systeme



Lernende Verfahren in der Beteiligung

• Instrumente wie Tools, Formate, Strukturen, 
Ressourcen, Funktionen, Prozessphasen, 
Verantwortlichkeiten, die dabei helfen, zu 
erkennen, ob das Beteiligungsverfahren 
angepasst werden muss.



Selbsthinterfragende Systeme/Prozesse

• Instrumente wie Tools, Formate, Strukturen, 
Ressourcen, Funktionen, Prozessphasen, 
Verantwortlichkeiten, die dabei helfen, zu 
erkennen, ob das System oder der Prozess 
angepasst werden muss.

• Beteiligung ist ein solches Instrument.



Im Fokus: Beteiligung

• Lernende Beteiligung

• Beteiligung als Lerninstrument



Lernende Verfahren

Das Ziel



Konfliktvermeidung # Qualitätssicherung # 
Legitimation # Bessere Ergebnisse # 
Schnellere Ergebnisse # Schnelle 
Konfliktbearbeitung # Mehr Akzeptanz # 
Anpassung an neue Entwicklungen # 
Einbeziehung neuer Gruppen # Bearbeitung 
von Informationsdefiziten # Korrektur von 
Prozessschwächen # Höhere Resilienz des 
Prozesses # Emanzipation der Beteiligten



Arbeitsgruppen

Welche Verfahren sollten 
unbedingt „lernend“ gestaltet 
werden - und warum?



Lernende Verfahren

Die Praxis



Arbeitsgruppen

Mit welchen Mittel, Formaten, 
Tools kann man einen Prozess 
„lernend" gestalten? Was braucht 
es dazu?



Evaluation Konsultation

Intervention Legitimation

Evaluation
• Interviews
• Fragebögen
• Teilnehmende Beobachtung

Konsultation
• Parlament/Politik
• Verwaltung
• Begleitgremium
• Öffentlichkeit
• Betroffene
• Beteiligte

Intervention
• Partizipationsbeauftragter
• Begleitgremium
• Beteiligte
• Beobachter
• Moderation
• Direktdemokratische Entscheidung

Legitimation
• Parlament/Politik
• Direktdemokratische Entscheidung




